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Die Reform der gewerblichen Hilfscaſſen in Beſtecreich. 


Von Dr. Moriz Caſpaar. 
B. Dir. Secretär der Innerberger Hauptgewerkſchaft und Privatdocent an der 
k. k. Bergakademie in Leoben. 
(Schluß.) 
Sonder beſtimm ungen für Invalrdencaſſen. 


Dieſe bezwecken in Verbindung mit den Vorſchriften des allge— 
meinen Theiles, die Verſorgungscaſſen in eine Reihe von Special-Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten umzuwandeln. Es wird zwar den einzelnen Caſſen 
bezuglich der Bemeſſung der Beiträge und Unterſtützungen ein gewiſſer 


Spielraum gewährt, es kann aber die ziffermäßige Feſtſtellung immer 


nur mit Rückſicht auf die von den Sachverſtändigen zu normirende 
Hohe ſtattfinden. Ob die vielfach übliche Begründung von Beitrag und 
Unterſtützung auf den Lohn weiters zuläſſig ſein wird, iſt zweifelhaft, 


da gerade dieſe Beſtimmung eine Berechnung ſehr ſchwierig geſtaltet, 


ein Mangel, der ſpeciell auch den meiſten Bruderladen-Statuten anhaftet. 
Als Zweck der Invalidencaſſen wird nach $ 44 die Gewährung einer 
beim Eintritte der Invalidität oder auch noch nebſtbei beim Erreichen 
eines beſtimmten Alters, beginnende lebenslängliche Jahresrente 
bezeichnet. Es ſcheint ſonach die Capitalverſicherung ausgeſchloſſen. Nach⸗ 
dem jedoch der § 49 für jeden Fall des Austrittes die Auszahlung 
einer Abfindung „möglichſt entſprechend dem Werthe des Penſions⸗ 
anſpruches“ feſtſetzt, fo erſcheint doch auf einem Umwege die Capital- 
verſicherung zuläſſig. Auffallend muß es erſcheinen, daß bei den nach 
reinen Verſicherungsprincipien einzurichtenden Invalidencaſſen der 
Lohn als Grundlage der Bemeſſung der Unterſtützungen feſtgeſtellt wird, 
in einer Weiſe, die nicht blos den beſtehenden Gewohnheiten entgegen⸗ 
tritt, ſondern auch aus den Principien der Normativſtatuten gar nicht 
erklärt werden kann. Der § 44 ſagt: „Die verſicherte Penſion darf 
jedoch den zur Zeit des Abſchluſſes der Verficherung bezogenen Lohn 
nicht überſteigen.“ Dieſe Vorſchrift iſt von weitgehenden Folgen. Ent⸗ 


eintreten, wenn ſie bereits einen höheren Lohn beziehen, alſo in der 
Regel in verhältnißmäßig höherem Alter, was doch gerade gegen die 
Principien der Verſicherung iſt; oder ſie bringt es mit ſich, daß der 
Arbeiter, der einen höheren Lohn bezieht, beim Eintritte der Invalidität 
auſ jene niedere Einkommensſtufe zurückſinkt, die er als jugendlicher 
Arbeiter beim Beginn ſeiner Laufbahn innegehabt. Dieſe Beſtimmung 


würde dadurch den einzelnen ſtrebſamen Arbeiter hindern, in der Zeit 


höheren Verdienſtes durch höhere Einzahlungen ſich ene ſeinem 
geſteigerten Bedürfniſſe entſprechende Penſion zu ſichern. Es iſt ja dem 
Arbeiter nicht geſtattet, ſich bei einer zweiten Caſſe für dieſen Ausfall 
durch eine Verſicherung ſchadlos zu halten. Es iſt auch jedenfalls 
unzuläſſig, die Penſion nach dem Durchſchnitte der der Invaliditäts- 
erklärung vorhergehenden Jahre feſtzuſtellen, welche Maßregel viel 
Gutes für ſich hat. Es läßt ſich für dieſe Maßregel kein praktiſcher 
Grund finden, da man denn doch nicht annehmen kann, daß durch die 
Möglichkeit einer mit dem Verdienſte ſteigenden Penſion eine vor⸗ 
zeitige Invalidität abſichtlich herbeigeführt werden könnte. 

§ 45 beſtimmt, daß eine Carenzzeit feſtgeſtellt werden kann, nach 
deren Ablauf erſt der eventuelle Anſpruch auf eine Invalidenpenſion 
beginnt. „In dieſem Falle muß jedoch eine beſtimmte Minimalpenſion 
feſtgeſetzt ſein, auf welche das Mitglied Anſpruch hat, wenn es vor 
Ablauf der Carenzzeit durch einen Unglücksfall bei Ausübung des 
gewerblichen Berufes invalid geworden iſt.“ Dieſe Verpflichtung wird 
den Caſſen eine ſehr ſchwere Laſt guferlegen, beſonders da gar keine 
Beſtimmung über den Zuſammenhang derſelben mit dem Haftpilicht- 
geſetze feſtgeſtellt erſcheint. Nimmt man noch die Vorſchrift des 8 48 
über die Abfindung dazu, ſo hat man folgende Combinationen, welche 


die Verſicherung nach der Vorlage enthalten muß: 


1. Eine Unfallsverſicherung mit Verſicherung einer lebensläng⸗ 
lichen Rente an den von einem gewerblichen Unfalle Betroffenen; 

2. eine Invaliditätsverſicherung oder Rentenverſicherung bei ein- 
tretender Arbeitsunfähigkeit oder außerdem auch noch bei Erreichung 
eines beſtimmten Alters; 

3. die Verpflichtung der Caſſe jederzeit an jedes Mitglied einen 
Abfindungsbetrag zu bezahlen, der dem Werthe des Penſionsanſpruches 
möglichſt entſpricht, alſo eine Capitalverſicherung. 

Dieſe Combinationen erfordern jedenfalls ein großes Dedungs- 
capital und bedeutende Einzahlungen, und es iſt nicht wahrſcheinlich, 
daß neu errichtete Caſſen allen dieſen Anforderungen nachzukommen im 
Stande ſein werden, wenn nicht weſentliche Aenderungen in den Lohn⸗ 
verhältniſſen eintreten. § 46 jagt: „Theilweiſe Penſionirung iſt unzu⸗ 
läſſig.“ Dies widerſpricht vielen Statuten und hängt mit der Auf⸗ 
faſſung zuſammen, welche die Verſorgungscaſſen losgetrennt von der 
Unternehmung und den Eigenthümlichkeiten der beſtehenden Caſſen zu 
reinen Verſicherungsgeſellſchaften umgeſtalten will. Ein praktiſcher Fall 
iſt folgender: Ein Statut penſionirt nach dem Lohndurchſchnitte von 
fünf der Penſionirung vorhergehenden Jahren. Ein Arbeiter ſteht im 


weder wird fie bewirken, daß die Arbeiter erſt dann in die Caſſen | Bezuge eines hohen Lohnes für eine Arbeit, die bedeutende phyſiſche 
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Kraftanſtrengung erfordert. Für dieſen Lohn zahlt er die Beiträge an Weſentliche Schwierigkeiten werden ſich auch ergeben bei Caſſen, 
die Caſſe Der Arbeiter kann nun zu dieſer Arbeit untauglich werden welche von Unternehmern dotirt ſind und zu welchen dieſelben gewiſſe 
und muß einer leichteren Arbeit mit geringerem Lohne zugetheilt Zuſchüſſe leiſten. Hier repräſentiren häufig die Einzahlungen des Einzelnen 
werden. Hier kann ſtatutengemäß eine theilweiſe Penſionirung eintreten, ein Minimum gegen die zugeſicherte Penſion, welch' letztere aber weſeutlich 
wobei die Penſion auf Grund der zurückgelegten Dienſtjahre und des aus dem Gründungsfond und den Beiträgen der Unternehmer gedeckt 
bezogenen Lohnes berechnet, der Penſioniſt aber zur leichteren Arbeit, erſcheint. Dieſer Anſpruch kaun ja doch nicht ausbezahlt werden! Wenn 
deren Lohn von der Penſion abzurechnen iſt, verpflichtet wird. Dieſe auch die Zahlung des Unternehmers als Zahlung an Lohnesſtatt 
theilweiſe Penſionirung iſt von Vortheil für den Arbeiter, weil der- angeſehen wird, jo hat nach den heutigen Rechtsverhältniſſen das Mit⸗ 
ſelbe durch einen geringeren Lohn nicht in der Berechnung ſeines glied keinen Rechtsanſpruch auf das vom Unternehmer für ihn an die 
Penſionsanſpruches Schaden leidet, fie iſt es ferner für die Caſſe, Caſſe Eingezahlte, reſp. als Gründungsfond Gegebene. Bei den beſtehenden 


welche hiedurch entlaſtet wird. Der Fall kann und wird in gewiſſen 
Gewerben häufig eintreten, wo beſondere Kraftanſtrengungen gefordert 
werden, für welche ein Arbeiter untauglich werden kann, ohne daß von 
einer allgemeinen Arbeitsunfähigkeit die Rede ſein kann (3. B. im 
Eiſenhüttenweſen). Dieſer Vorgang bewährt ſich beſonders da, wo die 
Verſorgungscaſſen im innigen Contacte mit einer Unternehmung ſtehen, 
was nicht zu den Seltenheiten gehört. 

§ 47: „Die bereits zugeſprochenen Penſionen dürfen in keinem 
Falle eine Herabſetzung erfahren.“ Dieſe Beſtimmung, ſo principiell 
richtig ſie iſt, wird bei Durchführung der Normativſtatuten, bei 
Berechnung der Anſprüche und Einzahlungen Urſache von Schwierig— 
keiten werden. Nehmen wir den Fall an, die Penſion des penſionirten 
Metgliedes ſteht nicht im Verhältniſſe zu feinen gemachten Einzahlungen, 
reſpective die zugeſicherte Penſion überſteigt den Werth ſeines Penſions⸗ 
anſpruches, den er durch Einzahlungen ſowie durch die Anſprüche an 
das Caſſenvermögen erworben. Es kann ja der Fall ſein, daß ſelbſt 
bei einer Liquidation der Caſſe den Einzelnen die volle zugeſicherte 
Penſion nicht ausgezahlt werden kann, weil es am Deckungsfonde 
mangelt. Die jüngeren Mitglieder werden aber vielleicht, ſollten ſie den 
älteren penſionirten Mitgliedern die volle Penſion (die dieſelben ja 
doch nur wegen mangelhafter Berechnung zugeſprochen erhalten haben) 
bezahlen, den Austritt vorziehen und lieber eine neue Verſicherung ein— 
gehen als hier für frühere Fehler übermäßige Beiträge zu zahlen. 

Es wird ja auch darin eine Ungerechtigkeit liegen, wenn den 
activen Mitgliedern die zu erwartende Penſion reſtringirt wird. Will 
mau nach allen Seiten gerecht vorgehen, ſo darf man nicht blos die 
penſionirten Mitglieder man muß auch die activen ſchützen, außer man 
beabſchtigt, überhaupt alle Caſſen zur Liquidation zu treiben, wobei 
erſt recht die penſionirten Mitglieder zu kurz kommen können. Jedenfalls 
müßte die Reduction auf das Maß, welches dem wirklich rechnungs⸗ 
gemäß erworbenen Anſpruche entſpricht, für eine Uebergangszeit zuläſſig 
ſein. Es würde ſich ja oft um die Erhaltung der Caſſen handeln, um 
einige Jahre zur Conſolidirung derſelben, und ungerecht iſt ja nicht, 
wenn fictive Anſprüche, denen keine andere Deckung gegenüberſt ht, 
als die dauernde gegenſeitige Unterſtützungspflicht, auf ihr rechnungs— 
mäßiges Maß reducirt werden. Was man nicht hat, kann man nicht 
verſprechen, und das Geſetz darf nicht blos die Anſprüche der bereits 
penſionirten Mitglieder, ſondern muß auch die der Anſpruchsberechtigten 
beachten. Es kann daher bei Durchführung der Normativſtatuten für 
einzelne Caſſen eine Beſchränkung der zugeſprochenen Penſionen noth⸗ 
wendig werden, ſollen nicht alle übrigen Anſprüche und Rechte einfach 
caſſirt, und andererſeits die penſionirten Mitglieder vor der Gefahr 
einer Auflöſung der Caſſe geſchützt werden. 

§ 48 ſtellt feſt, daß jedem ausſcheidenden Mitgliede ein Abfindungs⸗ 
betrag möglichſt entſprechend dem Werthe ſeines Penſionsanſpruches aus- 
gezahlt werden muß. Auch dieſe Norm, ſo berechtigt ſie im Hinblicke 
auf die dadurch gewährleiſtete Freizügigkeit iſt, dürfte viele Caſſen 
zur Liquidation treiben, indem der häufig geringe Deckungsfond durch 
den Austritt vieler älterer Mitglieder leicht erſchöpft und die Caſſe 
inſolvent werden könnte. Auch hier muß wieder unterſchieden werden 
zwiſchen der theoretiſchen Richtigkeit und der praktiſchen Durchführbarkeit. 

Nachdem für jeden, aus welch' immer für einen Grund erfolgenden 
Austritt dieſe Auszahlung erfolgen muß, ſo wird dadurch der Austritt 
unverhältnißmäßig erleichtert, und nicht blos auf den Grund beſchränkt, 
daß der Austritt wegen Ortswechſel nothwendig iſt. Das Angehören 
an eine Verſorgungscaſſe ſoll ja nicht von dem ſpeciellen Arbeitsort 
abhängen und es wird ja vorauszuſetzen ſein, daß ſich die Verſorgungs⸗ 
caſſen über größere Gebiete erſtrecken. Wenn aber der Ortswechſel als 
Austrittsgrund wegfällt, ſo dürfte es ſich empfehlen, den Austritt in 
ſolchem Maße zu erleichtern, als dies durch das Normativſtatut ($ 48) 


geſchieht. 
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Caſſen mit ihrer Organiſation wird ſich diefe Abfindung ſehr häufig auf 
Auszahlung der Einzahlungen beſchränken. 

§ 49. „Die Invalidencaſſe darf ihre Wirkſamkeit erſt dann 
beginnen, wenn derſelben mindeſtens 200 Mitglieder beigetreten ſind, 
und muß liquidiren, wenn die Anzahl der Mitglieder unter 100 herab⸗ 
ſinkt.“ So richtig dieſe Vorſchrift für die Errichtung iſt, ſo ungerecht— 
fertigt kann die obligate Schließung ſolcher Caſſen werden. Es iſt dieſe 
Beſtimmung viel zu allgemein und läßt keinen Raum für ſpecielle 
Verhältniſſe. Es kann ja eine locale Hilfscaſſe einen relativ bedeutenden 
Fond haben, es kann vom Unternehmer ein bedeutender Zuſchuß gegeben 
werden, nicht blos in Geld, ſondern auch durch Gewährung von 
Wohnungen, Naturalien u. ſ. f., wie es ja in Wirklichkeit häufig 
geſchieht. Hier würden natürlich dieſe Leiſtungen abgeſchuitten und bei 
einem gegebenen Fond wird die Sicherheit größer, wenn weniger 
Anſpruchsberechtigte da ſind. Es liegt alſo auch hier die Anwendung 
eines an ſich richtigen Grundſatzes auf alle Fälle ohne Ausnahme vor 
wodurch die Vorſchrift drückend werden kann. N 


Witwen- und Waiſencaſſen. 


Die Witwen- und Waiſenunterſtützung bildet heute meiſt einen 
Nebenzweig der Invalidencaſſen und werden häufig für dieſen Zweck 
keine ſeparaten Einzahlungen geleiſtet. Auch dieſe Caſſen ſollen in Wer: 
ſicherungsinſtitute umgewandelt werden. Es iſt nicht zu läugnen, daß 
dieſer Zweig der Verſicherungen reformbedürftig iſt, daß dieſe Liter- 
ſtützungen die heutigen Verſorgungscaſſen ſtark belaſten und daß den 
Ansprüchen zumeiſt nicht die nöthige Deckung gegenüberſteht. Welche 
Schwierigkeiten ſich der Umbildung der Caſſen entgegenſtellen, welch' 
hohe Beiträge die Mitglieder werden zahlen müſſen, geht aus den 
Anforderungen hervor, welche durch die Normativftatuten an die Caſſen 
geſtellt werden. So muß insbeſonders die obligate Auszahlung einer 
Minimalpenſion an die Witwe, im Falle das Mitglied in gewerblicher 
Beſchäftigung verunglückt, auch weun eine Carenzzeit für die Penſionirung 
erforderlich war, als eine Belaſtung erſcheinen, beſonders da auf das 
Haftpflichtgeſetz keine Rückſicht genommen iſt. Können die Caſſen den 
nöthigen Deckungsfond nicht auſbringen und die geforderte Erhöhung 
der Beiträge nicht durchführen, jo müſſen die Caſſen geſchloſſen werden. 
Nachdem die Witwen- und Waiſencaſſen gleich denen für Juvaliden⸗ 
unterſtützung nicht obligat find, jo wird auch hier ſchwer ein Erſatz 
für die aufgelöſten Caſſen zu finden ſein. Es würde bei den vor— 
geſchlagenen Statuten beſſer ſein, auf ſolche Specialinſtitute zu verzichten 
und dieſe Verſicherungen den allgemeinen Verſicherungsinſtituten allein 
zu uberlaſſen. 


Faßt man die Beſtimmuungen über die Verſorgungscaſſen zuſammen, 
ſo läßt ſich folgender Schluß ziehen. Soll die in den Normativſtatuten 
vorgeſchlagene Invaliden-, Witwen- und Waiſenverſicherung mit ent⸗ 
ſprechend hohen Prämien und Unterſtützungen lebenskräftig werden, fo 
iſt Folgendes erforderlich: 

1. Eine intelligente Arbeiterbevölkerung, die ein entſprechend hohes 
Maß von Vorausſicht und Sparſamkeit beſitzt. 

2. Sollen nicht blos die beſtgezahlten Arbeiter an Orten, wo 
die Lohnverhältniſſe beſonders günſtig ſtehen, theilnehmen können, fo 
erfordert die vorgeſchlagene Verſicherung eine weſentliche Erhöhung des 
durchſchnittlichen Lohnes. 

Damit dies allgemein durchgeführt werden könne, ſind noch 
bedeutende Aenderungen in Induſtrie und Gewerbe nothwendig, da heute 
in Oeſterreich noch viele Unternehmungen nur bei niederen Löhnen ihre 
Exiſtenzfähigkeit behaupten können. 

3. Iſt in letzter Linie nothwendig, damit eine allgemeine Theil⸗ 
nahme an den in den Normativſtatuten vorgeſchlagenen Caſſen ſtattfinde, 
eine Organiſation der Arbeit, die aber auch wieder einen allgemeinen 


höheren Grad von Intelligenz vorausſetzt. Ohne allgemeine Theilnahme 
wird ſich aber der Lohn nicht ſo reguliren, daß er die Koſten der 
Arbeit inelnſive der Verſicherungen wirklich deckt. 

Berückſichtigt man dieſe Punkte, ſo kann wohl behauptet werden, 
daß die Normativftatuten bei aller theoretiſchen Vorzüglichkeit den wirth⸗ 
ſchaftlichen und intellectuellen Verhältniſſen vorangeeilt ſind, daß eine 
lange Uebergangszeit nothwendig ſein wird, bis dieſelben allgemein auf 
Durchführung Ausſicht haben. 

Gelingt es aber wirklich, die Verſorgungscaſſen, ohne Rückſicht 
auf ihre bisherigen Eigenthümlichkeiten, nach den Normativftatuten in 
eine Reihe von Verſicherungsgeſellſchaften zu verwandeln, fo dürfte es 
doch zweckmäßiger ſein, dieſe Inſtitute nicht als Specialinſtitute für 
gewerbliche Hilfsarbeiter allein beſtehen zu laſſen, ſondern ſie auch 
anderen Kreiſen zugänglich zu machen, da ſie durch weitere Aus— 
dehnung und dementſprechend größere Zahl von Verficherungen nur 
gewinnen könnten. In der vorgeſchlagenen Form nehmen ſie eine eigen— 
thümliche Mittelſtellung ein. Sie entbehren einerſeits der Capitalskraft der 
allgemeinen Verſicherungsgeſellſchaften und bei der zuläſſigen Minimalzahl 
der Verſicherungen auch des nothwendigen Umfanges. Sie brechen aber 
auch derart mit allen gegenwärtigen Gewohnheiten und Einrichtungen, 
daß ſie nicht der Ausdruck der Aſſociation einer beſtimmten Geſellſchafts⸗ 
claſſe ſind, die ja doch nur einer bereits erreichten Entwicklungsſtufe 
entſprechen kann. Es iſt daher nicht vorauszuſetzen, daß ſie wirklich 
den nothwendigen Anhang gewinnen werden. Die Geſetzgebung kann 
den Gebilden der Zukunft Rechnung tragen und die Bahn vorſchreiben, 
welche die Entwicklung des Beſtehenden verfolgen ſoll. Sie ſoll aber 
nicht die gegenwärtigen Bildungen ohne Rückſicht auf naturgemäße 
Entwicklung in eine Zukunftsform preſſen, welche auf die beſtehenden 
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Verhältniſſe nicht paßt. 
\ Ein ſolches Ueberholen der naturgemäßen Entwicklung kann aber 
in dem gegenwärtigen Falle folgende Wirkungen erzielen: 

Entweder wird eine überſtürzte Organiſation der Arbeit hervor— 
gerufen, welche die fehlenden Bedingungen ſchaffen ſoll. Dies liegt gewiß 
nicht im Plane der Vorlage. Oder es wird in der Mehrzahl der Fälle 
von einer ſtrengen Anwendung der vorgeſchlagenen Normen abgeſehen, 
welche ungleiche Anwendung des Geſetzes beweiſen würde, daß dasſelbe 
den Verhältniſſen nicht entſpricht. Oder es werden der Strenge des 
Geſetzes viele Caſſen zum Opfer fallen, ohne daß ſich dafür neue 
bilden; dann iſt aber die Eingangs angeführte Behauptung richtig, daß 
die Vorlage bezüglich der Verſorgungscaſſen mehr negative als poſitive 
Reſultate erzielen dürfte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Entſcheidung in Waſſerrechts angelegenheiten gehört zur aus⸗ 
ſchließlichen Competenz der politiſchen Behörden.) 

Die Eheleute Johann und Auna K. haben mit der Klage de pr- 
17. Juni 1879, 3. 4149, den Joſef S. bei dem k. k. Bezirksgerichte 
zu P. wegen Beſitzſtörung belangt und um das Erkenntniß gebeten, 
der Belaugte habe dadurch, daß er am 14. Juni 1879 den Rain 
zwiſchen dem Felde der Kläger Parc. Nr. 113 zu Vorder⸗L. und 
zwiſchen ſeinem, des Belangten, Felde Parc. Nr. 111 an zwei Orten 
durchhackte, den auf dem Felde der Kläger geſäeten Roggen und Weizen 
mit der Hacke gleichfalls aufrieß, wobei Beides zertreten wurde, daß er 
ferner durch die ſolchergeſtalt bewirkten Oeffnungen die auf ſeinem 
Felde angeſammelten Wäſſer auf das Feld der Kläger abließ und da— 
durch den Klägern an ihrer Ausſaat Schaden zufügte, den ruhigen 
Beſitz des Feldes Pare. Nr. 113 ſeitens der Kläger geſtört, ſei ver⸗ 
pflichtet, ſich jeder weiteren Störung zu enthalten und Alles in den 
vorigen Stand wieder herzuſtellen. 

Ueber dieſe Klage erhob der Belangte unter Anderem die Ein- 
wendung der Incompetenz des Gerichtes, da es ſich um Ableitung des 
theils aus atmoſphäriſchen Niederſchlägen angeſammelten, theils in 
Folge des Austrittes des Elbeflußes zurückgebliebenen Waſſers handelt 
und daher nach § 75 des Waſſergeſetzes nur die politiſchen Behörden 
zur Entſcheidung dieſer Sache berufen ſeien. 


Vergl. Entſcheidung des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 9. April 1879, 
8. 3546, in Nr. 25 des Jahrganges 1880 dieſer Blätter und die Anmerkung 
hiezu. Durch dieſe jüngſte Entſcheidung erſcheint wieder das früher feſtgehaltene 
Princip rehabilitirt. 


Das k. k. Bezirksgericht zu P. hat mit dem Erkenntnißbeſcheide 
vom 23. September 1879, 3. 6311, dem Klagebegehren zur Gänze 
ſtattgegeben und die Einwendung der Incompetenz einfach deshalb ver- 
worfen, weil dieſe Einwendung grundlos erhoben wurde, indem die 
Beſtimmungen des Waſſergeſetzes nur die öffentlichen Intereſſen berühren, 
keineswegs jedoch die blos privatrechtlichen, welche in vorliegendem Falle 
allein in Betracht kommen. 

Dagegen hat das k. k. Oberlandesgericht zu Prag, nach Einholung 
der Wohlmeinung der k. k. böhmiſchen Statthalterei, welche dieſelbe 
mittelſt Zuſchriſt de dato 13. November 1879. 3. 66.782, eröffnete, 
mit der Entſcheidung vom 24. November 1879, Z. 31.117 u. 34.703, 
den angefochtenen Beſcheid und das demſelben zu Grunde liegende 
Verfahren behoben und dem k. k. Bezirksgerichte verordnet, die Klage 
de b. . 17. Juni 1879, 3. 4149, den Klägern als zum gerichtlichen 
Verfahren ungeeignet zurückzuſtellen, weil nach der Actenlage die 
Kläger ſich dadurch in ihrem Beſitze des bezeichneten Feldes geſtört 
erachten, weil der Belangte den zwiſchen dieſen benachbarten Grund⸗ 
ſtücken befindlichen Rain an zwei Stellen durchgehackt und mittelſt der 
hiedurch errichteten Gräben das auf ſeinem Felde angeſammelte Waſſer 
auf das Feld der Kläger abgeleitet hat, wodurch er den Klägern an 
ihrer Ausſaat beträchtlichen Schaden zufügte. In dieſem Falle gelangen 
jedoch die SS 11 bis 17, dann § 75 des Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 
1870 zur Anwendung und ſind mithin die politiſchen Behörden zur 
Entſcheidung dieſer Angelegenheit ausſchließend zuſtändig. 

Die Beſchwerde der Kläger gegen dieſe obergerichtliche Entſcheidung 
hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 10. Februar 
1880, 3. 1096, aus dem Grunde verworfen, weil die Ableitung des 
Waſſers oder die Aenderung des natürlichen Abflußes des Waſſers 
über ein Grundſtück zum Nachtheile des unterhalb gelegenen Grundſtückes 
durch $ 11 des Waſſergeſetzes verboten iſt, und weil ferner die Ent- 
ſcheidung über die Benützung und Leitung der Privatgewäſſer nach § 75 
des Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 1870 ausnahmslos den politiſchen 
Behörden zugewieſen iſt. R. 


Titeratur. 


Uwagi krytyezne o galiexjskiej organizacyi gminnej i wnioski 
reformy napisat Dr. Franciszek Kasparek, profesor uniwerzy- 
tetu. Krakow 1880. 8. 136 8. 

Obgleich der Verfaſſer obiger, ſoeben erſchienenen Schrift „Kritiſche 
Bemerkungen über die galiziſche Gemeindeorganiſation und Re— 
formvorſchläge“ hauptſächlich galizifche Zuſtände vor Augen hat, jo hat die⸗ 
ſelbe dennoch eine allgemeine Bedeutung, zumal die Grundlage aller öſterreichiſchen 
Gemeindeordnungen dieſelbe iſt (Reichsgeſetz v. 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18) 
und das Reformbedürfniß der Gemeindeordnungen allenthalben fühlbar wird. 

Die Abhandlung zerfällt in einen kritiſchen und einen poſitiven Theil. Im 
erſten werden die Mängel der gegenwärtigen Gemeindeordnung eingehend geprüft 
und deren Grundhältigkeit in neun Punkten auseinandergeſetzt, u. zw.: 1. Dua⸗ 
lismus der Regierungs- und der autonomen Behörden. 2. Unklarheit in der Be⸗ 
ſtimmung des beiderſeitigen Wirkungskreiſes und in Folge deſſen häufige Come 
petenzconflicte. 3. Fehlerhafte Beſtimmung des Inſtanzenzuges in Verwaltungs- 
ſachen. 4. Uebermäßige Anzahl der autonomen Organe. 5. Ausſcheidung des 
Großgrundbeſitzes aus dem Gemeindeverbande. 6. Beſchränkung der Vollzugs⸗ 
gewalt der autonomen Organe. 7. Gleichmäßige Ueberbürdung der Gemeinden 
ohne Rückſichtf auf deren Kräfte mit Gegenſtänden des eigenen und übertragenen 
Wirkungskreiſes und in Folge deſſen 8. Vernachläſſigung der wichtigſten An⸗ 
gelegenheiten, ſowie Abnahme der öffentlichen Sicherheit, endlich 9. Koſtſpieligkeit 
der heutigen autonomen Einrichtungen. 

Indem der Verfaſſer als Grundübel unſerer Gemeindeorganiſation die 
unhaltbare und undurchführbare Ausſcheid ng der Gegenſtände der Selbſtverwal⸗ 


tung aus den Aufgaben der öffentlichen Verwaltung und den Dualismus der 


Regierungs⸗ und autonomen Behörden anſieht, ſtellt er die Beſeitigung dieſes 
Dualismus, wie in Frankreich, Belgien, Preußen und Baden, als anzuft:ebendes 
Ziel der allerorts befürworteten Gemeindereorganiſation hin. Weil er aber ſich 
der Schwierigkeiten bewußt iſt, welche einer ſolchen radikalen Aenderung unſeres 
geſammten Verwaltungsorganismus im Wege ſtehen, begnügt er ſich damit, zu 
zeigen, wie auch im Rahmen der gegenwärtigen Organiſation das Uebel bei.itigt 
werden könnte. Als ein ſolches Mittel beſürwortet der Verfaſſer die Errichtung 
von Bezirks⸗ und Landesge meinde⸗Commiſſionen, welche als Recurs⸗ 
und Aufſichtsbehörden über die Gemeinden die geſammten Agenden der gegen⸗ 
wärtigen Regierungs und autonomen Behörden zu übernehmen hätten, mit Aus⸗ 


ſchluß der Beſtätigungen von wichtigen Beſchluſſen der Gemeinde- beziehungs⸗ 
weiſe Bezirksvertretungen, welche auch fernerhin dem Bezirksrathe, beziehungs⸗ 
weiſe dem Landtage zu überlaſſen wären; hiedurch entfiele die getheilte Aufficht 
über die Gemeinden mit ihren vielen Unzukömmlichkeiten. Dieſe Commiſſionen 
wären nach Analogie der Schulräthe derart zu bilden, daß die Bezirksgemeinde⸗ 
commiffton aus dem Bezirkshauptmanne als Vorſitzenden, einem Regierungs⸗ 
beamten als Referenten und zwei Mitgliedern des Bezirksausſchuſſes, die Lan⸗ 
descommiſſion dagegen aus dem Statthalter oder deſſen Stellvertreter, zwei Re⸗ 
gierungsbeamten und drei vom Landesausſchuſſe gewählten Mitgliedern zuſammen⸗ 
zuſetzen wären. Dieſe Commiſſionen ſind Collegialbehörden, entſcheiden mit 
Stimmenmehrheit, nur bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden 
den Ausſchlag. Uebrigens bleibt dem Bezirkshauptmanne und dem Statthalter 
der übertragene Wirkungskreis gewahrt und es werden denſelben auch weitgehende 
Rechte zu proviſoriſchen Verfügungen eingeräumt. Außerdem werden noch nach⸗ 
folgende Aenderungen der Gemeindeordnung in Vorſchlag gebracht: 1. Vereinigung 
der Gutsgebiete mit den Ortsgemeinden. Gegen Errichtung von Verwaltungs⸗ 
gemeinden wie in Krain nach dem Landesgeſetze vom 2. Jänner 1869, L. G. Bl. 
Nr. 15, ſpricht ſich der Verfaſſer aus principiellen und praktiſchen Gründen aus. 
2. Den Gutsgebieten wäre lediglich dieſe Stellung einzuräumen, welche gegenwärtig 
denſelben nach der mähriſchen Gemeindeordnung (88 84— 92) eingeräumt iſt. 
3. Ausnahmsweiſe wären kleinere Gemeinden in Verwaltungsgemeinden nach dem 
Vorbilde des n. ö. Landesgeſetzes vom 16. April 1874, L. G. Bl. Nr. 26, zu 
vereinigen. 4. Den Bezicksvertretungen wäre — wie in Tirol und der Bukowina — 
die Vollzugsgewalt einzuräumen. 5. Wäre im Wege der Specialgeſetzgebung die 
Ueberbürdung der Gemeinden zu beſeitigen, wo ſelbe ſich fühlbar macht. 6 Die 
Wahlperiode ſei auf 6 Jahre zu erhöhen. 7. Für die Ausbildung der Gemeinde- 
schreiber wäre Sorge zu tragen. 8. Das Recht der Regierung, Beſchlüſſe der 
autonomen Vertretungen zu ſiſtiren, wäre auf 30 Tage nach officiellrr Bekannt⸗ 
machung des Beſchluſſes zu beſchränken. 9. Ordnung in die gegenwärtig ſporadiſche 
Abhaltung der Gemeinderathsſitzungen einzuführen. 10. Der Wirkungskreis der 
Gemeinden wäre auf Bagatellſachen in ſtreitigen Angelegenheiten auszudehnen, 
um der ſchädlichen Proceßſucht der ländlichen Bevölkerung und der Ueberbürdung 
der Gerichte zu ſteuern, endlich 11. das Heimatgeſetz entſprechend abzuändern. 
Den Schluß dieſer gehaltreichen, von genauer Kenntniß der auswärtigen 
Literatur und Geſetzgebung zeugenden Abhandlung bildet die Formulirung einer 
Novelle zur Gemeindeordnung in VIII Artikeln, welche die proponirten Re⸗ 


formen in juriſtiſch präciſer Faſſung darſtellt. x 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Geſetz und Verordnungsblatt für das Krouland Herzogthum 
Ober- und Nieder⸗Schleſien. 
I. Stück. Ausgeg. am 10. Jänner. 
1. Kundmachung des ſchleſiſchen Landesausſchuſſes vom 31. December 
1879, 8. 4768, betreffend die Landesumlage für das Jahr 1880. 


II. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. 

2. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 24. December 
1879, Z. 10.229, betreffend die Durchführungsbeſtimmungen zu dem zwiſchen 
dem ſchleſiſchen und niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſe getroffenen Ueberein⸗ 
kommen wegen Uebernahme der in der n.⸗6. Landesfindelanſtalt in Pflege 
ſtehenden, nach Schleſien heimatberechtigten Findelkinder nach ihrem vollendeten 
ſechſten Lebensjahre. 

3. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 29. December 
1879, Z. 10.478, in Betreff der Umlegung des für den Aufwand der ſchleſ. 
Handels⸗ und Gewerbekammer im Jahre 1880 unbedeckten Erforderniſſes 


III. Stück. Ausgeg. am 14. Februar. 

4. Kundmachung des k. k. Landespraäfidenten für Schleſien vom 17. Jänner 
1880, Z. 504, betreffend die Uebernahme der bisher von der Gemeinde Wien 
unterhaltenen Blatternſtation des Communal-Epidemieſpitales an der Trieſter 
Straße in die Verwaltung des k. k. Krankenhausfondes. 

5. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schlefien vom 1. Februar 
1880, 3. 951, über die für eingelieferte Maikafer und Engeclinge im Jahre 
1880 zu leiſtende Vergütung. 

6. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 4. Februar 


1880, 3. 943, betreffend die Verlängerung der Privatmauth für die Brücke 


über den Komeiſefluß bei Jägerndorf. 
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IV. Stück. Ausgeg. am 18. Februar. 
7. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten für Schleſien vom 12. Februar 
1880, 3. 1286, womit der Reiſe- und Geſchäftsplan der Militär⸗Stellungs⸗ 
commiſſionen im Kronlande Schleſien für die Stellung des Jahres 1880 verlaut⸗ 


bart wird. 
V. Stück. Ausgeg. am 19. Februar. 
8. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 8. Februar 
1880, Z. 47, betreffend die Regelung des Curweſens in dem Curorte Gräfenberg⸗ 


Freiwaldau. 
VI. Stück. Ausgeg. am 13. März. 


9. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 17. Februar 
1880, Z. 1393, betreffend die Bemeſſung der Verpflegstaxen in den öffentlichen 
Spitälern Dalmatiens für das Jahr 1880. 

10. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 20. Februar 
1880, 3. 1487, betreffend die Erweiterung der Amtsbefugniſſe des Aichamtes 
in Wagſtadt. 

11. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 3. März 
1880, Z. 1701, betreffend die Bemauthung der Olſabrücke bei Thiergarten. 


VII. Stück. Ausgeg. am 22. März. 
12. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 11. März 
1880, Z. 2156, betreffend die Abänderung der Beſtimmungen der Inſtruction 
zur Ausführung des Wehrgeſetzes über das Verhältniß der einjähr eg freiwilligen 
Veterinäre. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Miniſter Dr. Alois Prazak die Würde 
eines geheimen Rathes tayfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath Dr. Karl von Stremayr 
zum zweiten Präſidenten des oberſten Gerichts- und Caſſationshofes ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Kämmerer und lebenslänglichen Herren 
hausmitgliede und Großgrundbeſitzer Wilhelm Grafen Stawezin-Siemiensky⸗ 
Lewieki von Biez die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten k. k. Sectionschef Dr. Guſtav 
Heider als Ritter des Ordens der eiſernen Krone zweiter Claſſe in Gemäßheit 
der Ordensſtatuten den Freiherrnſtand verliehen 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Statthaltereirathe Franz Novak in 
Klagenfurt als Ritter des Ordens der eiſernen Krone dritter Ctaſſe in Gemäß⸗ 
heit der Ordensſtatuten den Ritterſtand verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector im Miniſterium des Innern 
Franz Kutſchera taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes und dem Hilfs⸗ 
ämterdirectionsadjuncten daſelbſt Joſef Kupka den Titel und Charakter eines 
Hilfsämterdirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Erhebung der Conſularagentie in Porto Alegre 
zu einem Honorarconſulate genehmigt und den bisherigen Conſularagenten daſelbſt 
Edmund Teltſcher zum unbeſoldeten Conſul mit dem Rechte zum Bezuge der 
tarifmäßigen Conſulargebühren ernannt. i 

Seine Majeſtät haben dem Prüfes des Prager Handelsgremiums kaiſ. 
Rathe Adolf Dittrich das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Joſef Fiedler zum Baurathe für den Staatsbaudienft in Nieder- 
öſterreich ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Miniſterialconcipiſten 
in dieſem Miniſterium Dr. Auguſt Latſcher zum Miniſterial⸗Viceſeeretär und 
den Statthalterei⸗Conceptsprakticanten Franz Ritter von Le Monnier zum 
Miniſterialconcipiſten ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Seebehörde in Trieſt in der elften Rangs⸗ 
claſſe, bis 31 Juli. (Amtsbl. Nr. 148.) 

Wardeinſtelle bei dem Punzirungsamte in Bregenz in der neunten, even⸗ 
tuell eine controlirende Officialsſtelle in der zehnten, beziehungsweiſe eine Offi⸗ 
cialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe mit der Cautionsverpflichtung, bis 23. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 148.) 

Bezirksthierarztenſtelle in Iſtrien in der elften Rangsclaſſe, bis 15. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 148.) 

Rechnungsprakticantenſtelle bei dem Rechnungsdepartemegt der n⸗ö. Fir 
nanz⸗Landesdirection, bis 18. Juli. (Amtsbl. Nr. 149.) 

Poſtexpedientenſtelle bei dem neu zu errichtenden Poſtamte in Langau 
Bezirk Horn, gegen Dienſtvertrag und Caution von 200 fl. und einer Jahres⸗ 


beſtallung von 100 fl. und einem Amtspauſchale jährlicher 20 fl., bis 13. Juli. 
Amtsblatt Nr. 150.) pauſch f Juli 


Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Salzburg mit 
ſyſtemmäßigen Bezügen, bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 150.) 
Landesthierarztenſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei in der achten 


(Rangsclaſſe, bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 152.) 
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